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Bescheinigung gemäß S 181 AktG

CHAPTERS Group AG

(Amtsgericht Hamburg - HRB 182147)

Hiermit bescheinige ich, die unterzeichnende Notarassessorin Lisa-Kristin Klapdor
als amtlich bestellte Vertreterin des

Hamburgischen Notars
Dr. Jan-Thomas Oskierski,

gemäß S 181 AktG, dass es sich bei der nachstehenden Satzung um deren vollständi-

gen Wortlaut handelt und dass die zuletzt geänderten Bestimmungen der Satzung mit

dem entsprechenden Beschluss des Aufsichtsrates der CHAPTERS Group AG vom

15. September 2025 und die unveränderten Bestimmungen mit dem zulelzt zum Han-

delsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen.

Hamburg, den 20. Oktober 2025

tror,#.r
Lisa-Kristin Klapdor

als amtlich bestellte Vertreterin
des Notars Dr. Jan-Thomas Oskierski

(vla für mla), Ac'2500411 (2O25:OO4O4) Dokumentenzeichen: 6831 8.'l



Satzung

der

CHAPTERS Group AG

Allgemeine Bestimm ungen

$ 1 - Firma und Sitz der Gesellschaft

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:

CHAPTERS Group AG

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Hamburg.

$ 2 - Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Tätigkeit einer geschäftsleitenden Hol-
ding, die im Rahmen ihrer Geschäftsstrategie Unternehmen oder Beteiligun-
gen aus unterschiedlichen Branchen unmittelbar oder mittelbar erwirbt, um

deren Geschäftswert und den Untemehmenswert der Gesellschaft und des
Unternehmens kontinuierlich und langfristig zu steigern. Das Unternehmen
kann alle Maßnahmen ergreifen, die ihm hierfür sinnvoll und nützlich erschei-
nen, einschließlich der Gewährung von Gesellschafterdarlehen, der Beratung,
der Verwaltung der Beteiligungsuntemehmen und des Finanz-Controlling. Die

Gesellschaft ist außerdem berechtigt, zur Weiterentwicklung der Unterneh-
m ensgruppe oder zur Sicherung ihrer U nternehmenswertentwicklung einzelne
oder in Betei ligungsplattformen zusammen gefasste Betei I ig ungsuntemehmen
zu veräußern.

(2) Die Gesellschaft ist außerdem berechtigt, Beratungs- und andere Dienst-leis-
tungen zur Restrukturierung von Unternehmen sowie zur Entwicklung und Op-
timierung von Geschäftsprozessen auch für gruppenexterne Unter-nehmen zu

erbringen und Produktentwicklungen sowie Geschäftsprozesse für Beteili-
gungsunternehmen oder zur Ausgrundung neuer Unternehmen zu unterstüt-
zen, zu validieren oder selbst zu übernehmen.

Die Gesellschaft ist berechtigt, andere Unternehmen im ln- und Ausland zu
gründen, sich an ihnen zu beteiligen, diese zu erwerben oder einzugliedern,
Unternehmensverträge zu schließen und Kooperationen mit anderen Unter-

nehmen einzugehen.

(3)
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$ 3 - Dauer der Gesellschaft und Geschäftsjahr

(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit eingegangen.

(2) Das Geschäftsjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember
eines Jahres.

il.
Grundkapital und Aktien

$ 4 - Grundkapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 23.842.152,00 und ist in
23.842.1 52 Stückaktien eingeteilt.

(2) Bei der Ausgabe neuer Aktien kann der Beginn der Gewinnbeteiligung abwei-
chend von $ 60 AktG festgesetzt werden.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit der Zustimmung des Aufsichtsrats in der Zeit
bis zum 8. Juli 2030 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehr-
mals, höchstens jedoch um bis zu nominal EUR 1 1.343.717,00 durch die Aus-
gabe von bis zu 11.343.717 neuer, auf den lnhaber lautenden Stückaktien
gegen Bareinlagen und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital
2025). Der Vorstand ist ermächtigt, mit der Zustimmung des Aufsichtsrates
den weiteren lnhalt der Aktienrechte und die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung der Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital festzulegen.

Den Aktionären ist bei der Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem geneh-
migten Kapital grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien
können hierzu auch von Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne des $
186 Absatz (5) Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie
den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vor-
stand ist jedoch ermächtigt, mit der Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetz-

liche Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen,

wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen erfolgt, insbesondere im

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zweck des
Erwerbs von Unternehmen, Untemehmensteilen, Beteiligungen an Un-
ternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen oder von An-
sprüchen auf den Erwerb von sonstigen Vermögensgegenständen ein-
schließlich Forderungen gegen die Gesellschatt; die Anzahlder in dieser
Weise unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien darf
insgesamt 20 % des im Zeitpunkt des \Mrksamwerdens dieser Ermäch-
tigung vorhandenen Grundkapitals nicht überschreiten;

(ii) soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht derAkti-
onäre auszunehmen, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses erge-
ben;

(i)
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(iii) wenn die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden und der
Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsenno-
tierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festle-
gung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet; die Anzahl
der in dieser Weise unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen
Aktien darf insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der
Ausübung dieser Ermächtigung; auf die Höchstgrenze von 10 % des

Grundkapitals sind andere Aktien an-zurechnen, die seit der Erteilung
dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund einer
anderweitigen Ermächtigung des Vorstands zum Bezugsrechtsaus-
schluss in unmittelbarer oder sinngemäßerAnwendung der Bestimmun-
gen des S 186 Absatz (3) Satz 4 AktG ausgegeben oder aus eigenen
Aktien in entsprechender Anwendung der Bestimmungen des $ 186 Ab-
satz (3) Satz 4 AktG veräußert worden sind.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des $ 4 der Satzung entspre-
chend derjeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 sowie nach
Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 8.033.300,00 durch die Ausgabe von
bis zu 8.033.300 neuen, auf den lnhaber lautenden Stückaktien bedingt er-

höht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Gewährung von
Aktien an die lnhaber bzw. Gläubiger von Optionsschuldverschreibungen
und Wandelschulverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung des Vor-
stands durch den Beschluss der Hauptversammlung vom 29. Juni 2023
von der Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen bis zum 28. Juni2028
begeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung dient nach Maßgabe der An-
leihebedingungen auch der Ausgabe von Aktien an lnhaber von Wandel-
schuldverschreibungen, die mit Wandlungspflichten ausgestattet sind. Die be-

dingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die lnhaber der
Wandelschuldverschreibungen und/oder Optionsschu ldverschrei bungen von
ihren Wandlungsrechten bzw. Optionsrechten Gebrauch machen oder die
zur Wandlung verpflichteten lnhaber der Wandelschuldverschreibungen ih-

rer Pflicht zur Wandlung genügen, und soweit nicht andere Erfüllungsformen
zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu
den nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlus-
ses in den Anleihebedingungen jeweils zu bestimmenden Wandlungs- bzw.

Optionspreisen. Die neuen Aktien nehmen ab dem Beginn des Geschäftsjah-
res, in dem sie durch dieAusübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder
durch die Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil (Be-

dingtes Kapital 2023ll). Der Vorstand ist ermächtigt, mit der Zustimmung
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten
Kapitalerhöhung festzusetzen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des $ 4 der Satzung entspre-
chend der jeweiligen Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2023 I I sowie
nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.
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$ 5 - Aktien

(1) Die Aktien lauten auf den lnhaber.

(2) Ein Anspruch der Aktionäre auf eine Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlos-
sen, wenn und soweit nicht eine Verbriefung gemäß den Regeln erforderlich
ist, die an einer Börse gelten, an der die Aktie zum Handel zugelassen ist. Die

Gesellschaft kann Sammelurkunden über Aktien ausstellen.

(3) Die Form der Aktienurkunden sowie etwaiger Gewinnanteils- und Erneue-
rungsscheine setzt der Vorstand fest.

ilt.
Vorstand

$ 6 - Zusammensetzung des Vorctands

(1) Der Vorstand besteht aus einer Person oder mehreren Personen. Die Anzahl
der Vorstandsm itglieder bestimmt der Aufsichtsrat.

Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands und einen stellver-
tretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen sowie stellvertretende Vor-
standsm itglieder bestellen.

(3) Der Aufsichtsrat kann eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlassen

(4) Besteht der Vorstand aus mehreren Mitgliedern, werden Beschlüsse des Vor-
stands mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Hat der Aufsichtsrat einen
Vorsitzenden des Vorstands emannt und besteht der Vorstand aus mindes-
tens drei Mitgliedern, ist bei Stimmengleichheit dessen Stimme ausschlagge-
bend.

$ 7 - Vertretung der Gesellschaft

(1) lst nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt es die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Vor-
standsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Pro-
kuristen vertreten.

(2) Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder von dem Verbot
der Mehrfachvertretung gemäß S 181,2. Alt. BGB befreien. $ 112 AktG bleibt
unberührt.

(2)
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tv.
Aufsichtsrat

$ 8 - Zusammensetzung des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern, die von der Hauptversammlung
gewählt werden.

(2) Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne Aufsichtsrats-
mitglieder oder für den Gesamtaufsichtsrat einen kürzeren Zeitraum be-
schließt, werden die Aufsichtsratsmitglieder bis zur Beendigung der ordentli-
chen Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das dritte Ge-
schäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Jahr, in welchem
die Amtszeit beginnt, wird mitgerechnet. Die Wedenryahl ist zulässig.

(3) Mit der Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied
bestellt werden, das in den Aufsichtsrat nachrückt, wenn das Aufsichtsratsmit-
glied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger be-
stellt ist. Das Amt eines in den Aufsichtsrat nachgerückten Aufsichtsratsmit-
glieds erlischt, sobald ein Nachfolger für das ausgeschiedene Aufsichtsrats-
mitglied bestellt ist, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausge-
schiedenen Aufsichtsratsm itglieds.

(4) Die Wahl eines Nachfolgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit ausgeschiede-
nen Aufsichtsratsmitglieds erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschie-
denen Aufsichtsratsmitglieds, sofern die Hauptversammlung die Amtszeit des
Nachfolgers nicht abweichend bestimmt.

(5) Jedes Mitglied oder Ersatzmitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt durch
eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder an den Vorstand zu rich-
tende schriftliche Erklärung mit \Mrkung zum Ende des auf die Erklärung fol-
genden Kalendermonats auch ohne wichtigen Grund niederlegen. Der Vorsit-
zende des Aufsichtsrates - oder im Falle einer Amtsniederlegung durch den
Vorsitzenden sein Stellvertreter - kann einer Verküzung der vorgenannten
Niederlegungsfrist oder einem Vezicht auf die Wahrung der Niederlegungs-
frist zustimmen.

$ 9 - Der Vorsitzende des Aufsichtsrates und sein Stellvertreter

(1) DerAufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellver-
treter für die in $ 8 Absatz (2) dieser Satzung bestimmte Amtszeit. Die Wahl
erfolgt in einer Sitzung, die ohne besondere Einberufung im Anschluss an die
Hauptversammlung stattfindet, in der die Aufsichtsratsmitglieder gewählt wor-
den sind. Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der
Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl für die
restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vozunehmen.

(2) Willenserklärungen des Aufsichtsrates und seinerAusschüsse werden im Na-
men des Aufsichtsrates vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder, wenn die-
ser verhindert ist, von dessen Stellvertreter abgegeben.
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S 10 - Geschäftsordnung und Ausschüsse

(1) DerAufsichtsrat kann sich im Rahmen derzwingenden gesetzlichen Vorschrif-
ten und der Bestimmungen dieser Satzung eine Geschäftsordnung geben.

(2) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und deren Aufga-
ben und Befugnisse festsetzen.

S 11 - Einberufung des Aufsichtsrates

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden durch den Vorsitzenden, im Falle
seiner Verhinderung durch dessen Stellvertreter mit einer Frist von vierzehn
Tagen einberufen. Die Einberufung kann mündlich, schriftlich, fernschriftlich,
fernm ündlich oder durch den Einsatz elektronischer Telekom m un ikationsm it-

tel (zum Beispiel per E-Mail) erfolgen. Bei der Berechnung der Frist werden
der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitge-
rechnet. ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen.

(2) Mit der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen und
die Beschlussvorschläge zu übermitteln. Ergänzungen der Tagesordnung
müssen, falls nicht ein dringender Fall vorliegt, bis zum siebten Tag vor der
Sitzung mitgeteilt werden.

(3) Eine einberufene Sitzung kann vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder, im
Falle seiner Verhinderung, von seinem Stellvertreter nach pflichtgemäßem Er-
messen aufgehoben oder verlegt werden.

S 12 - Beschlussfassung des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß ein-
geladen sind und an der Beschlussfassung mindestens drei Mitglieder teilneh-
men. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es
sich in einer Abstimmung der Stimme enthält. Die Beschlussfassung über ei-
nen Gegenstand der Tagesordnung, der nicht rechtzeitig angekündigt war, ist
nur zulässig, wenn kein anwesendes Mitglied des Aufsichtsrates der Be-
schlussfassung widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in ei-
nem solchen Falle Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden fest-
zusetzenden angemessenen Frist der Beschlussfassung zu widersprechen.
Der Beschluss wird erst wirksam, wenn keines der abwesenden Aufsichtsrats-
mitglieder innerhalb der vom Vorsitzenden festgesetzten Frist widersprochen
hat.

(2) Den Vorsitz in den Sitzungen des Aufsichtsrates führt der Vorsitzende des
Aufsichtsrates oder, im Falle seiner Verhinderung, dessen Stellvertreter. Der
Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesord-
nung verhandelt werden, sowie die Art, das Verfahren und die Reihenfolge der
Abstimmungen.
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(3) Beschlüsse des Aufsichtsrates werden mit einfacher Stimmenmehrheit ge-

fasst, soweit gesetzlich keine anderen Mehrheiten vorgeschrieben sind. Dies
gilt auch für Wahlen. Bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses wer-
den Stimmenthaltungen nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet
der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder, im Falles seiner Verhinderung, des-
sen Stellvertreter, ob eine erneute Abstimmung in derselben Sitzung durchge-
führt wird. Bei einer erneuten Abstimmung über denselben Gegenstand in der-
selben Sitzung hat der Vorsitzende des Aufsichtsrates zwei Stimmen; dem
stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden steht das Zweitstimmrecht nicht
zu.

(4) Ein abwesendes Aufsichtsratsmitglied kann seine schriftliche Stimmabgabe
durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. Dies gilt auch für
die Abgabe der zweiten Stimme des Vorsitzenden des Aufsichtsrates.

(5) Beschlüsse werden regelmäßig in Sitzungen gefasst. Außerhalb von Sitzun-
gen ist eine Beschlussfassung durch schriftliche, telegraphische, fernmündli-
che, femschriftliche oder durch moderne Telekommunikationsmittel (zum Bei-
spiel durch Telefon- oder Videokonferenzen oder per E-Mail) übermittelte
Stimmabgabe zulässig, wenn sie der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder, im

Falle seiner Verhinderung, dessen Stellvertreter aus besonderen Gründen an-
ordnet; die Vorschriften des $ 11 dieser Satzung sind in diesem Falle entspre-
chend anzuwenden. Ein Widerspruchsrecht der übrigen Mitglieder des Auf-
sichtsrates hiergegen besteht nicht.

(6) Über die Beschlüsse und Sitzungen des Aufsichtsrates und seiner Aus-
schüsse ist eine Niederschrift zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen
Sitzung und im Falle einer Beschlussfassung außerhalb einer Sitzung vom
Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder, im Falle seiner Verhinderung, von des-
sen Stellvertreter zu untezeichnen ist.

S 13 - Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder

(1) Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats wird durch die Hauptversamm-
lung festgesetzt. Die Vergütung ist zahlbar nach dem Ende der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft, die den Jahresabschluss für das jeweils abgelau-
fene Geschäftsjahr entgegennimmt oder über dessen Feststellung beschließt.

(2) Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern notwendige Auslagen
nach Vorlage geeigneter Nachweise. Die auf die Bezüge derAufsichtsratsmit-
glieder entfallende Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet, soweit
die Mitglieder des Aufsichtsrates berechtigt sind, die Umsatzsteuer gesondert
in Rechnung zu stellen, und dieses Recht ausüben.

S 14 - Versicherung

Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden in eine im lnteresse der Gesell-
schaft von dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögenschaden-
Haftpflichtversicherung für Organmitglieder einbezogen. Die Versicherungs-
prämien hierfür entrichtet die Gesellschaft.
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S 15 - Anderungen der Satzungsfassung

Der Aufsichtsrat ist befugt, Anderungen der Satzung zu beschließen, die nur
deren Fassung betreffen.

V.
Hauptversammlung

S 16 - Einberufung der Hauptversammlung

(1) Die Hauptversammlung wird vom Vorstand oder in den gesetzlich vorge-
schriebenen Fällen vom Aufsichtsrat der Gesellschaft einberufen. Die Haupt-
versammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder in einer Stadt im Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland mit mehr als 100.000 Einwohnern statt.

(2) Die Hauptversammlung ist mindestens dreißig Tage vor dem Tage der Ver-

sammlung einzuberufen. Die Einberufungsfrist verlängert sich um die Tage
der Anmeldefrist gemäß S 18 Absatz (2) dieser Satzung.

Der Vorstand ist ermächtigt vozusehen, dass die Hauptversammlung teil-
weise oder vollständig in Bild und Ton übertragen wird. Die Einzelheiten der
Bild- und Tonübertragung werden zusammen mit der Einladung zur Hauptver-
sammlung bekannt gemacht.

(3)

S 17 - Ordentliche Hauptversammlung

(1) Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten acht Monate ei-
nes jeden Geschäftsjahres abgehalten.

(2) Die ordentliche Hauptversammlung beschließt insbesondere über die Verwen-
dung des Bilanzgewinns, über die Wahl des Abschlussprüfers, sofern die

Wahl gesetzlich vorgeschrieben ist, über die Entlastung des Vorstandes und

des Aufsichtsrates, über die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und in den ge-

setzlich vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses.

S 18 - Teilnahme an der Hauptversammlung

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zurAusübung des Stimmrechts
sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die ihre Aktien gemäß Absatz (2) die-
ser Bestimmung rechtzeitig zur Hauptversammlung angemeldet und ihre Be-

rechtigung zur Teilnahme gemäß Absatz (3) dieser Bestimmung nachgewie-
sen haben.

(2) Die Anmeldung muss der Gesellschaft in Textform unter der in der Einberu-
fung mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Versammlung zu-
gehen. Der Tag der Versammlung und der Tag des Zugangs sind nicht mitzu-
rechnen. Die Einzelheiten der Anmeldung werden zusammen mit der Einbe-
rufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.
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Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung ist durch einen
vom depotführenden lnstitut in Textform erstellten besonderen Nachweis des
Anteilsbesitzes zu führen, Der Nachweis hat sich auf den Geschäftsschluss
des 22. Tages vor der Versammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft
unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs
Tage vor der Versammlung zugehen. Der Tag der Versammlung und der Tag
des Zugangs sind nicht mitzurechnen.

Der Vorstand ist ermächtigt vozusehen, dass die Aktionäre an der Hauptver-
sammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmäch-
tigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teil-
weise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können. Die Ermäch-
tigung umfasst auch Festlegungen zum Umfang und zum Verfahren der Teil-
nahme und der Rechtsausübung im Wege elektronischer Kommunikation. Die

Einzelheiten der Teilnahme der Aktionäre an der Hauptversammlung ein-
schließlich der Ausübung der Aktionärsrechte im Wege elektronischer Kom-
munikation werden zusammen mit der Einladung zur Hauptversammlung be-

kannt gemacht.

Mitgliedern des Aufsichtsrats, mit Ausnahme des Versammlungsleiters, ist die
Teilnahme an Hauptversammlungen im Wege der Bild- und Tonübertragung
gestattet, wenn das betreffenden Mitglied an der physischen Teilnahme am

Ort der Hauptversammlung verhindert ist, seinen Wohnsitz im Ausland hat
oder eine Abwesenheit am Ort der Hauptversammlung mit einer unangemes-
sen langen Reisedauer verbunden wäre.

S 19 - Stimmrecht

(1) Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme

(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübtwerden. Die Er-
teilung der Vollmacht, ihr \Mderruf und der Nachweis der Bevollmächtigung
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Werden von der Gesell-
schaft benannte Stimmrechtsvertreter zur Ausübung des Stimmrechts bevoll-
mächtigt, so kann die Vollmacht in gleicher Weise erteilt werden. Die Aus-
übung der Vollmacht durch Stimmrechtsvertreter ist ausgeschlossen, wenn
bei der Bevollmächtigung keine Einzelweisungen erteilt werden. Die Einzel-
heiten für die Erteilung dieser Vollmachten, ihren Widerruf und ihren Nachweis
gegenüber der Gesellschaft werden mit der Einberufung der Hauptversamm-
lung bekannt gemacht. S 135 AktG bleibt unberuhrt.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vozusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen schrift-
lich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen, ohne an
der Hauptversammlung teilzunehmen (Briefwahl). Der Vorstand ist ermächtigt,
hiezu Bestimmungen zum Verfahren festzulegen. Diese werden mit der Ein-
berufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. Lässt der Vorstand die
Briefwahl zu, werden auf diesem Weg abgegebene Stimmen ungültig, sobald
der Aktionär an der Versammlung selbst oder durch einen Bevollmächtigten
teilnimmt.
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S 20 - Leitung der Hauptversammlung

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsra-
tes, im Falle seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende des Auf-
sichtsrates. Sind weder der Vorsitzende des Aufsichtsrates noch dessen Stell-
vertreter anwesend, so ist der Versammlungsleiter von den anwesenden Auf-
sichtsratsmitgliedern der Aktionäre zu wählen.

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen, bestimmt die Art, das Verfahren so-
wie die Reihenfolge derAbstimmungen; er kann insbesondere festlegen, dass
mehrere Abstimmungen in einem Sammelgang zusammengefasst werden.
Der Vorsitzende kann eine von der Ankündigung in der Tagesordnung abwei-
chende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen, das Frage-
und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken und den zeit-
lichen Rahmen des Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den einzelnen
Tagesordnungspunkten sowie eines einzelnen Frage- und Redebeitrags an-
gemessen festsetzen. Der Vorsitzende ist ermächtigt, die vollständige oder
teilweise Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung in einer von ihm
näher zu bestimmenden Weise zuzulassen.

S 21 - Beschlussfassung der Hauptversammlung

(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung bedürfen der einfachen Stimmen-
mehrheit, sofern nicht das Gesetz zwingend eine größere Mehrheit vor-
schreibt.

(2) Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht
erreicht wird, findet eine Stichwahl zwischen den beiden Personen statt, wel-
che die höchsten Stimmzahlen erhalten haben. Bei gleicher Stimmzahl im

zweiten Wahlgang entscheidet das Los.

vt.
Jah resabsch I uss und Venarend u n g des Bi I anzgewi n ns

S 22 - Jahresabschluss und Lagebericht

(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss und
gegebenenfalls den Konzernjahresabschluss sowie, sofern gesetzlich vorge-
schrieben, den Lagebericht und Konzemlagebericht aufzustellen und unver-
züglich dem Abschlussprufer vozulegen.

(2) Nach der Vorlage des Prüfungsberichts hat der Vorstand den Jahresab-
schluss und gegebenenfalls Konzernjahresabschluss, den Lagebericht und
Konzernlagebericht, sofern diese zu erstellen waren, sowie den Prüfungsbe-
richt des Abschlussprüfers dem Aufsichtsrat zur Prüfung vozulegen und dem
Aufsichtsrat zugleich einen Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns
mitzuteilen, über den die Hauptversammlung beschließen soll.
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(3) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschl uss und gegebenenfalls Konzemjahres-
abschluss, den Lagebericht und Konzemlagebericht, sofern diese zu erstellen
waren, zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung der Hauptversamm-
lung zu berichten.

S 23 - Gewinnvenrendung

(1) Die Hauptversammlung beschließt nach Maßgabe des festgestellten Jahres-
abschlusses über die Verwendung des Bilanzgewinns.

(2) Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, kann sie einen Betrag
in Höhe bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen
einstellen. Beträge, die in die gesetzlichen Rücklagen einzustellen sind, und
ein etwaiger Verlustvortrag sind vorab vom Jahresüberschuss abzuziehen.

vil.
Schlussbestimmungen

S 24 - Bekanntmachungen und lnformationen

(1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger.

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, den Aktionären lnformationen im Wege der
Datenfemübertragung zu überm itteln.



Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Hamburg, den 21.10.2025

Lisa-Kristin Klapdor, Notarvertreter/in


